
Müll,  Drogen,  Wohnungsmangel
– unsere Hauptstadt glitzert,
funktioniert aber nicht
Wer  in  diesen  Tagen  aus  dem  Berliner  Hauptbahnhof
herausschlendert,  blickt  auf  die  glitzernden  Fassaden  des
Regierungsviertels mit dem Reichstag über dem, gut sichtbar,
schwarz-rot-goldene Fahnen wehen. Willkommen in der Weltstafdt
im Herzen Europas! Sieht echt gut aus!

Doch gehen Sie mal ein paar Schritte weiter in den Tiergarten
oder in die U-Bahnhöfe in Neukölln und Kreuzberg! Da zeigt
sich ein anderes Bild von Berlin. Und das ist düster und
beunruhigend. Denn die deutsche Hauptstadt ist heute sozial
tief  gespalten,  Obdachlosigkeit,  Drogenmissbrauch  und  eine
unübersehbare Vermüllung des öffentlichen Raums, gepaart mit
Messergewalt lassen für die Zukunft der Vier-Millionen-Stadt
Schlimmes erwarten.

Ja, trotz aller Probleme bleibt Berlin ein Magnet für Gäste
aus aller Welt

Im internationalen Ranking der „World’s Best Cities 2026“ hält
sich unsere Metropole stabil in den Top 10. Die Kulturszene
boomt, und die Wirtschaft – getrieben durch Tech-Startups und
große Ansiedlungen im Umland – zeigt sich resilient. Und als
politische Zentrale ist Berlin sowieso so präsent wie seit
vielen Jahren nicht mehr, was allerdings nicht unbedingt mit
einer brillianten Performance der Regierenden zusammenhängt.

Hinter der Fassade der Boomtown aber wächst echte soziale Not

Mehr als 40.000 Menschen haben, offiziellen Zahlen des Senats
zufolge, derzeit kein festes Dach über dem Kopf. Und es ist
verdammt kalt gerade. Zwar sank die Gewaltkriminalität im Jahr
2025  leicht,  aber  die  Zahl  der  Menschen,  die  ganz  unten
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angekommen sind, steigt ungebremst. Und Geld zum Verteilen
gibt es kaum

Vermüllung überall im Stadtgebiet

Selbst  im  Regierungsviertel  oder  im  bürgerlichen
Nobelstadtteil Zehlendorf sind viele Bürger frustriert über
vermüllte Ecken. Die Folge daraus: illegale Müllentsorgung. Um
den  Unrat  einsammeln  zu  lassen,  wendet  der  klamme  Senat
jährlich rund zehn Millionen Euro auf. Und was fällt Berliner
Politikern  dazu  noch  ein?  Na  klar,  Verbote.  Im  Oktober
startete der Senat eine „Bußgeld-Offensive“ : Das Wegwerfen
einer Zigarettenkippe kostet nun 100 Euro, das Liegenlassen
von Hundekot 55 Euro.

Aber – dit is Berlin – es fehlt in den Bezirken schlicht an
Personal, um die hohen Bußgelder auch wirklich durchzusetzen
und  einzutreiben.  Während  die  BSR  nach  Silvester
Höchstleistungen vollbrachte, bleibt der schleichende Unrat in
den Wohnkiezen ein Dauerthema.

Woran das liegt?

Berlin  hat  seine  Wohnungsbauziele  im  Jahr  2025  erneut
verfehlt. Der Leerstand ist extrem niedrig. Wohnungen müssen
her!  Doch  das  Milliardenloch  im  Landeshaushalt  zwingt  die
Wegner-Koalition  aus  CDU  und  SPD  dazu,  den  Rotstift
anzusetzen, auch da, wo es wehtut. Und das in einem Wahljahr.

Die Obdachlosigkeit in Berlin bis zum Jahr 2030 besiegt zu
haben, verspricht man den Bürgern aus dem Roten Rathaus. Wie
das gelingen soll, bleibt mir schleierhaft. Gerade, wenn man
Berlin  nicht  nur  als  repräsentative  Kulisse  für  die
Weltpolitik  versteht.



Berlin  stellt
Übernachtungsplätze für 1.000
Obdachlose
BERLIN – Die Berliner Kältehilfe startet heute und bietet
obdachlosen Menschen anfangs 500 Notübernachtungsplätze an. Im
Laufe der kommenden Wochen soll die Kapazität auf etwa 1.000
Plätze wie in den Jahren zuvor erweitert werden. Ziel ist es,
dass  die  Berliner  Bezirke,  die  für  die  Unterbringung
obdachloser Menschen gesetzlich zuständig sind, in diesem Jahr
ebenso viele Notübernachtungsplätze wie in den Jahren zuvor
anbieten können – trotz gestiegener Kosten.

Denn die Corona-Pandemie hat deutliche Auswirkungen auf die
Kältehilfe,  dem  niedrigschwelligsten  Angebot  für  obdachlose
Menschen.  Wegen  der  geltenden  Abstands-  und  Hygieneregeln
können Einrichtungen in diesem Jahr nur noch weniger Plätze
als in den Jahren zuvor anbieten, manche Einrichtungen bleiben
Corona bedingt geschlossen. Deshalb ist es notwendig, dass
mehr  Einrichtungen  als  bisher  als  Notübernachtungen
eingerichtet  werden.

Die Senatsfinanzverwaltung ist bereit, diese Mehrkosten der
Kältehilfe  zu  übernehmen,  die  aus  der  Pandemie  entstehen.
Dafür  müssen  die  Bezirke  jetzt  ihre  gestiegenen  Kosten
benennen und nachweisen.

Senatorin Elke Breitenbach (Linke): „Ich bin froh, dass wir
obdachlosen  Menschen  in  diesem  Jahr  wieder  etwa  1.000
Kältehilfeplätze  anbieten  können.  Es  gibt  aber  auch
Alternativen  zu  dieser  niedrigschwelligsten  Form  der
Unterbringung. Ich würde mich freuen, wenn die Bezirke diese
alternativen Angebote stärker nutzen würden. Das ist auch ein
Ergebnis  der  4.  Online-Strategiekonferenz  zur
Wohnungslosenhilfe am vergangenen Mittwoch und der Websession
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zur Kältehilfe eine Woche zuvor.“

Gut  zwei  Drittel  der
Obdachlosen  in  Berlin  sind
Ausländer
BERLIN – Nur noch 28 Prozent der Obdachlosen in Berlin haben
eine deutsche Staatsangehörigkeit. Das geht aus der Antwort
auf eine schriftlche Anfrage der AfD an die senatsverwaltung
für Integration, Arbeit und Soziales hervor. Um besonders der
Wohnungslosigkeit  von  Familien  mit  minderjährgen  Kindern
entgegenzuwirken, plant der Senat eine weitere Notunterkunft
in Reinickendorf in Kooperation mit dem Diakonischen Werk in
Mitte  und  in  Reinickendorf  in  Zusammenarbeit  mit  dem
EvangelischenJugend-  und  Fürsorgewerk  (EJF).

Tommy  Tabor,  familienpolitischer  Sprecher  der  AfD-Fraktion,
fordert erneut, die „Einwanderung in unsere Sozialsystem“ zu
stoppen. Und weiter: „Menschen, die nach Berlin kommen, um
hier  auf  der  Straße  zu  leben,  müssen  umgehend  in  ihre
Heimatländer  zurückgeschickt  werden.  Nur  dann  kann
gewährleistet  werden,  dass  Berlinern  –  insbesondere
Jugendlichen und Familien –, die unverschuldet in Not geraten,
auch aufgefangen werden können.“

https://berlinjetzt.com/2019/03/27/gut-zwei-drittel-der-obdachlosen-in-berlin-sind-keine-deutschen/
https://berlinjetzt.com/2019/03/27/gut-zwei-drittel-der-obdachlosen-in-berlin-sind-keine-deutschen/
https://berlinjetzt.com/2019/03/27/gut-zwei-drittel-der-obdachlosen-in-berlin-sind-keine-deutschen/

